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Kern: Grün-Schwarz verspielt wichtige Chancen zur Integration

Anlässlich einer Landtagsdebatte über muttersprachlichen Unterricht, der vom jeweiligen Herkunftsland
verantwortet wird, sagte der bildungspolitische Sprecher der FDP/DVP Fraktion, Dr. Timm Kern:

„Wir Freie Demokraten fordern seit geraumer Zeit, den muttersprachlichen Unterricht der staatlichen
Schulaufsicht zu unterstellen. In einem ersten Schritt sollte der außerhalb der Schule organisierte
Unterricht an unsere Schulen angebunden werden. Neben Deutsch als weiterer Unterrichtssprache
müssen entsprechende Qualifizierungsmöglichkeiten für die Lehrkräfte geschaffen und gemeinsam mit
den Beteiligten Bildungspläne erarbeitet werden, die unseren verfassungs- und schulrechtlichen Normen
entsprechen und deren Einhaltung die Schulaufsicht überprüft.“

Kern warf der CDU vor, durch ihre Verweigerungshaltung in der Frage des muttersprachlichen Unterrichts
die Chance auf einen wichtigen, überparteilichen Konsens der demokratischen Fraktionen im Landtag zu
verhindern. „Umgekehrt verhält es sich dann bei der Frage des Umgangs mit dem türkischen
Moscheeverband Ditib. Die CDU will die Zusammenarbeit mit Ditib beenden, der grüne Ministerpräsident
will an ihr festhalten. Dabei wäre ein klarer Schnitt ein echtes Bekenntnis zu unserer freiheitlichen
Demokratie in Deutschland.“ Weiter kritisierte Kern die Vernachlässigung der Wertevermittlung durch die
grün-schwarze Koalition. „Bei aller Freude darüber, dass der Ethikunterricht in Zukunft ab Klasse 5
angeboten werden soll: Die bisherigen Regierungen unter dem ehemaligen Ethiklehrer und jetzigen
Ministerpräsidenten Winfried Kretschmann haben dieses wichtige bildungspolitische Vorhaben schon
über sieben Jahre versiebt. Ebenso wenig ist es der Regierung gelungen, den islamischen
Religionsunterricht aus dem Status eines Schulversuchs herauszuholen – was aber zur Vorbeugung
gegen islamistische Hassprediger einen entscheidenden Beitrag leisten würde. Und schließlich bewirkt
die grün-schwarze Landesregierung mit ihrer Diskriminierung der gesellschaftswissenschaftlichen
Fächern in der zukünftigen gymnasialen Oberstufe eine Schwächung der politischen Bildung. Die
Unfähigkeit der grün-schwarzen Komplementärkoalition zur Bewältigung der integrationspolitischen
Herausforderungen ist mit Händen zu greifen.“


